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TEIL A PLANZEICHNUNG
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Ausschnitt aus dem Amtlichen Stadtplan
Stadt Halle (Saale)
FB Planen, Abt. Stadtvermessung

Bebauungsplan Nr. 170.2
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Halle (Saale)

Stadt Halle (Saale), FB Planen, Abt. Stadtvermessung

3. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze

nichtöffentliches Gebäude

Wirtschaftsgebäude

Böschung

Zaun

Mauer

10

1

Baum

Sollpunkt des Geltungsbereiches

Planzeichen der Kartengrundlage

PLANZEICHENERKLÄRUNG

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Maß der baulichen Nutzung

Art der baulichen Nutzung

§§ 16, 19 BauNVOGrundflächenzahl

§§ 16, 18 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

§ 23 BauNVOBaulinie

Bauweise, Baugrenzen

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsfläche § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

unterirdisch

Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen § 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB

Wasserflächen

Wasserflächen § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Sonstige Planzeichen

§ 9 Abs. 7 BauGBGrenze des räumlichen Geltungsbereiches

3.00 Bemaßungslinie mit Maßangabe in Meter

3. Nachrichtliche Übernahmen

D

WATG 1.2

0,4

WATG 3

0,4

WATG 4

0,4OK 85,00 m ü. NHN

WATG 1.3

0,4

Allgemeines Wohngebiet

§ 4 BauNVO

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Fußgängerbereich

R Saale - Radwanderweg

5;

Mai 2015

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Abgrenzung der unterschiedlichen LPB

LPB

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Pflicht zum Anpflanzen von Bäumen

Pflicht zur Erhaltung von Bäumen

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. a BauGB

§ 9 Abs.1 Nr. 25 lit. b BauGB

§ 9 Abs.1 Nrn. 20 u. 25 BauGB

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft,
den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Überschwemmungsgebiet

BauweiseArt der baulichen NutzungTeilgebiet (TG)

Grundflächenzahl
Höhe baulicher
Anlagen als Höchstmaß

Erläuterungen der Nutzungsschablone

WATG 5

0,3 OK 89,00 m ü. NHN

Koordinaten

Rechtswert [m]

4496549,84
4496623,21

der Sollpunkte des Geltungsbereiches

5703687,53
5703758,20

Hochwert [m]Nr.

1

2

WATG 1.1

0,4 OK 103,50 m ü.NHN

SOTG 6

0,6

FE

Sonstiges Sondergebiet

§ 11 Abs. 2 BauNVO

Freizeit und ErholungFE

§ 22 BauNVOabweichende Bauweise

verkehrsberuhigter Bereich

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung § 16 Abs. 5 BauNVO

§ 23 BauNVOBaugrenze

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. b BauGB

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
der Landschaft

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

§ 9 Abs. 6 BauGB

Friedhof

TG 1.3

TG 1.2

TG 1.1

TG 5 TG 4

TG 3

TG 2

1. Festsetzungen

(auszugsweise und beispielhaft)

a

a

OK 103,50 m ü. NHN

OK 87,00 m ü. NHN

OK 103,50 m ü. NHN

in Meter über Normalhöhennull (NHN)
Oberkante baulicher Anlagen als Höchstmaß

a

(siehe textliche Festsetzungen Nr. 3.1)

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
zu belastende Flächen

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Umgrenzung von Flächen für Vorkehrungen zum Schutz
vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes -
Immissionsschutzgesetzes

§ 9 Abs. 6 BauGB

§ 9 Abs. 6a BauGB

§ 9 Abs. 6a BauGB

§ 9 Abs. 6 und 6a BauGB

F

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfall- und
Abwasserbeseitigung einschließlich der Rückhaltung
und der Versickerung von Niederschlagswasser
sowie für Ablagerungen § 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB

Flächen für Versorgungsanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB

Abwasser

Umgrenzung von Gesamtanlagen, die dem Denkmalschutz
unterliegen i.S. § 2 Abs. 2 Nr. 2 Denkmalschutzgesetz des § 9 Abs. 6 BauGB

D

Flurgrenze

Fallschacht HWS

geplante Pumpstation

FS

PS

in Meter über Normalhöhennull (NHN)
Traufhöhe als Höchstmaß

in Meter über Normalhöhennull (NHN)
Firsthöhe als Höchstmaß

§§ 16, 18 BauNVO

§§ 16, 18 BauNVO

TG 1.4

FH 93,50 m. ü. NHN
TH 92,20 m. ü. NHN

WATG 2

0,4 siehe Planeintrag

WATG 1.4

0,4
FH 93,50 m. ü. NHN
TH 88,10 m. ü. NHN

WA

SO

Elektrizität (hier: Transformatorenstation)

Der Stadtrat hat am 25. Februar 2015 den Aufstellungsbeschluss zum

Bebauungsplan Nr. 170 „Böllberger Weg/Mitte“ gefasst. Die ortsübliche

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist im Amtsblatt Nr. 5 am 11. März

2015 erfolgt.

Halle, den .............. ...

Siegel Oberbürgermeister

Die frühzeitige Unterrichtung der von der Planung berührten Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplan Nr. 170.2 gemäß § 4
Abs. 1 BauGB ist mit Schreiben vom 4. September 2015 mit der Aufforderung zur

Äußerung auch bezüglich des Umfangs und Detaillierungsgrades der
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat am …………….. den Änderungsbeschluss zum
Aufstellungsbeschluss gefasst. Die ortsübliche Bekanntmachung des

Änderungsbeschlusses ist im Amtsblatt Nr. …… am …………..… erfolgt.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat am ………………... den Entwurf des Bebauungsplanes Nr.  170.2
mit der Begründung einschließlich Umweltbericht zur Offenlage bestimmt.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan Nr. 170.2 „Böllberger
Weg/Mitte, An der Hildebrandschen Mühle“ gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist durch
öffentliche Auslegung in der Zeit vom 4. September 2015 bis 5. Oktober 2015 und
durch eine Bürgerversamlung am 16. September 2015 durchgeführt worden.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher

Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ….…………. zur
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 170.2 bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie der Begründung
einschließlich Umweltbericht und den wesentlichen, bereits vorliegenden
umweltbezogenen Stellungnahmen, hat in der Zeit vom ……………. bis ……………

während der Öffnungszeiten des Technischen Rathauses gemäß § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur
Niederschrift vorgebracht werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan
unberücksichtigt bleiben können und dass ein Antrag nach § 47 der
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm nur Einwendungen
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht
oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden
können, am ……………. im Amtsblatt Nr. …… bekannt gemacht worden.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat die vorgebrachten Stellungnahmen am .................... geprüft. Das
Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

VERFAHRENSVERMERKE

Der Bebauungsplan Nr. 170.2, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
textlichen Festsetzungen (Teil B) , wurde am .................... vom Stadtrat als Satzung
beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan einschließlich Umweltbericht
wurde gebilligt.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und
weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und
Plätze vollständig nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile

geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die

Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Halle, den ……………

Siegel Fachbereich Planen
Abt. Stadtvermessung

Die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung werden
bestätigt.

Halle, den ……………

Siegel Fachbereich Planen

Der Bebauungsplan Nr. 170.2, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
textlichen Festsetzungen (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Halle, den ……………

Siegel Oberbürgermeister

Den Beschluss, den Bebauungsplan Nr. 170.2 als Satzung zu erlassen, sowie die
Stelle, bei der der Bebauungsplan während der Dienststunden von jedermann auf
Dauer eingesehen werden kann und bei der über den Inhalt Auskunft zu erhalten
ist, sind am .................... im Amtsblatt Nr. .... ortsüblich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzungen von
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung im Sinne des §
215 Abs. 1 BauGB sowie auf die Rechtsfolgen und weiter auf Fälligkeit und
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) im Sinne des § 215 Abs.
2 BauGB hingewiesen worden. Weiterhin wurde auf die Rechtsfolgen nach § 8
Abs. 3 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG
LSA) hingewiesen.

Die Satzung ist am ......... ............... in Kraft getreten.

Siegel Oberbürgermeister

Aufgrund der nachfolgend aufgeführten Rechtsgrundlagen in der zur Zeit gültigen
Fassung wird durch Beschlussfassung des Stadtrates der Stadt Halle (Saale) vom
.................... der Bebauungsplan Nr. 170.2 „Böllberger Weg/Mitte, An der
Hildebrandschen Mühle“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
textlichen Festsetzungen (Teil B), erlassen.

Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414)

Baunutzungsverordnung
(BauNVO) - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132)

Planzeichenverordnung 1990
(PlanzV) - Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung
des Planinhaltes vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58)

Der Satzung ist eine Begründung einschließlich Umweltbericht beigefügt.

Die in den textlichen Festsetzungen aufgeführten Rechtsnormen und normierten
Rechtsquellen z.B. DIN-Normen und weitere technische Regelwerke können im
Fachbereich Planen, im Technischen Rathaus, Hansering 15, im 5. Obergeschoss,
im Zimmer 519  eingesehen werden.

zu TG 1.3

zu TG 1.2

§30

Maßnahmefläche 2 : Wolfgang-Borchert-Straße/ Ecke Hettstedter Straße
Gemarkung Halle-Neustadt, Flur 2, Flurstück 162/0 sowie Teile von Flurstück 153/0
Abbruch und Entsiegelungsmaßnahmen, Mutterbodenauftrag und Anpflanzung von
heimischen, standortgerechten Laubgehölzen zur Entwicklung eines Strauch-/
Baumgehölzes auf einer Fläche von 4460 m².
Die Anpflanzungen haben im Pflanzenverband von 2,0 m x 1,0 m zu erfolgen, das
Verhältnis von Baum zu Strauch beträgt 1:5. Die Laubsträucher sind in einer
Mindestqualität von 2x verpflanzt, Höhe 60-100cm, die Heister in einer Mindestqualität
von 2x verpflanzt, Höhe 125-150 cm vorzusehen.

Maßnahmefläche 3: Mailänder Höhe
Gemarkung Wörmlitz, Flur 8. Flurstück 339
Entsiegelungsmaßnahmen, Mutterbodenauftrag, Aufforstung auf einer Fläche von 4.230 m²

5.0 Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. a u. lit. b BauGB)

5.1 Begrünung von Stellplätzen
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. a BauGB ist auf privaten Stellplatzanlagen, die neu
errichtet werden, je angefangene 5 ebenerdige Stellplätze ein großkroniger
Laubbaum in direkter Zuordnung zu den Stellplätzen zu pflanzen und zu pflegen
Dabei hat der Kronenbereich die Stellplätze oder ihre Zufahrten zu überschatten.
Es sind nur heimische, standortgerechte Laubbäume zu verwenden.
Pflanzqualität Baum:
Hochstamm mit Stammumfang mindestens 14 - 16 cm, 3 x verpflanzt

Die Mindestgröße der offenen Baumscheiben innerhalb versiegelter Flächen beträgt 6 m²
sowie des durchwurzelbaren Raumes 12 m³. Der lichte Abstand zwischen den
Einfassungen der Baumscheiben beträgt mindestens 2 m.

5.2 Baumpflanzungen entlang des Böllberger Weges
Die entlang des Böllberger Weges zeichnerisch festgesetzten Baumpflanzungen
können in Abhängigkeit vom vorhandenen unterirdischen Leitungsbestand und von
der Ausbildung der Einbindungen der Planstraße A in den Böllberger Weg in ihrer Lage verschoben
werden.
Als Baumart im Bereich des Böllberger Weges wird Spitzahorn (Acer platanoides
‘Columnare‘) in der Pflanzqualität Hochstamm mit Stammumfang mindestens 14
- 16 cm, 3 x verpflanzt festgesetzt.

5.3 Anpflanz- und Erhaltungsgebot
Innerhalb der als Anpflanz- und Erhaltungsgebot gekennzeichneten Flächen ist der Gehölzbestand
zu erhalten. Kranke und abgängige Bäume sind zu entfernen. Die Gehölze sind
mit heimischen, standortgerechten Bäumen und Sträuchern zu ersetzen bzw. zu unterpflanzen.
Das Verhältnis zwischen Baum- und Strauchpflanzungen beträgt 1 : 3, die Pflanzqualität Heister, 2x
verpflanzt, Höhe mind. 100 – 150 cm (Bäume) bzw. 2x verpflanzter Strauch, Höhe 60
– 100 cm (Sträucher). Die Pflanzung erfolgt in einem Raster von 1,5 x 2,0 m.
Ausnahmsweise kann das Gehölz auf einer Länge von max. 4,0 m für eine Zufahrt unterbrochen
werden.

5.4 Baumpflanzungen an der Planstraße A
Nordöstlich des WA-Teilgebietes TG 2 sind entlang der Planstraße A zwischen Böllberger Weg
und dem verkehrsberuhigten Bereich einseitig Bäume mit einem Pflanzabstand
untereinander von 10,0 m anzupflanzen. Abweichungen von max. 2,0 m sind für
Leitungsführungen ausnahmsweise zulässig. Baumpflanzungen auf der Grundlage
der textlichen Festsetzung 5.1 können angerechnet werden.
Die Mindestgröße der offenen Baumscheiben beträgt 6,0 m², die Mindestbreite 2,0 m
und der durchwurzelbare Raum 12,0 m³.
Pflanzqualität: Hochstamm., 3 x verpflanzt, Stammumfang mindestens 14-16 cm, mit
Drahtballen

5.5 Baumpflanzungen im Bereich der Wendeeinrichtung Planstraße B
Auf dem innerhalb des Flurstücks 98/1, Flur 1, Gemarkung Halle gelegenen Wende
hammer sind zwei heimische Laubbäume zu pflanzen. Die Mindestgröße der offenen
Baumscheiben beträgt 6,0 m², die Mindestbreite 2,0 m und der durchwurzelbare
Raum 12,0 m³.
Pflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang mindestens 16 -18 cm, mit
Drahtballen

6.0 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.1 Innerhalb des in der Planzeichnung gekennzeichneten Lärmpegelbereichs V sind
die Fenster von Aufenthaltsräumen im Sinne der DIN 4109 -1 „Schallschutz im
Hochbau Teil 1: Mindestanforderungen“, Ausgabe 2016-07 (Wohn-, Schlaf- und
Kinderzimmer, Wohnküchen o.ä.) nicht an den dem Böllberger Weg zugewandten,
in Südost-Richtung orientierten Fassaden anzuordnen.

6.2 Zum Schutz vor Verkehrslärm sind bei der Neuerrichtung und Umnutzung/Sanierung
von Gebäuden mit schutzbedürftigen Nutzungen bauliche Maßnahmen zum Schutz
gegen Außenlärm nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau Teil 1: Mindestanforderungen“,
Ausgabe 2016-07 vorzusehen. Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche II bis V sind
Gebäudeseiten und Dachflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen mit einem
erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maß entsprechend der Tabelle 7
der DIN 4109-1 zu realisieren.

Die Reduzierung der Lärmpegelbereiche kann im Einzelfall zugelassen werden,
wenn im Rahmen des Bauantragsverfahrens nachgewiesen wird, dass der
maßgebliche Außenlärmpegel durch die Lage der Fassade (z. B. senkrecht
zur Straße, straßenabgewandte Seite) oder Abschirmung durch andere
Gebäude niedriger ist.
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TEIL B TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1.0 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) gemäß § 4 BauNVO

1.1.1 In allen WA-Teilgebieten sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i. V. m it § 4 Abs. 3
BauNVO

- Anlagen für Verwaltungen
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen

nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

1.1.2 In allen WA-Teilgebieten sind auf der Grundlage des § 1 Abs. 5 i. V. mit § 1 Abs. 9 BauNVO
Einzelhandelsbetriebe nur in Form des Anlagentyps „Hallescher Laden“ gemäß Einzelhandels-
und Zentrenkonzept der Stadt Halle (Saale) vom 30.10.2013 (Beschluss-Nr. V/2013/11902) mit
je einer maximalen Verkaufsfläche von 200 m² zulässig.

1.2 Sondergebiet für Freizeit und Erholung (SO ) gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO

In dem SO -Teilgebiet TG 6 sind zulässig

- Schank- und Speisewirtschaften
- Beherbergungseinrichtungen
- Sozial- und Verwaltungseinrichtungen, die mit der Nutzung in Zusammenhang stehen
- sanitäre Einrichtungen
- Bootsliegeplätze
- Grillplatz

2.0 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Es gelten die in der Nutzungsschablone angegebenen Werte als Obergrenze.

2.1 In dem WA-Teilgebiet TG 4 ist maximal eine fünfgeschossige Bebauung zulässig,
wobei als fünftes Geschoss lediglich ein Staffelgeschoss auf maximal 2/3 der
Gebäudegrundfläche zulässig ist.

2.2 Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO ist in dem WA-Teilgebiet TG 5 eine Überschreitung

der zulässigen Grundfläche durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, unzulässig.

2.3 In dem SO -Teilgebiet TG 6 sind innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes

auskragende Gebäudeteile nur zulässig, deren Unterkante eine Mindesthöhe
von 79,00 m ü. NHN aufweist.

3.0 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1 Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO wird für die WA-Teilgebiete TG 4 und TG 5 eine abweichende
Bauweise festgesetzt. Zulässig sind in dem WA-Teilgebiet TG 4 Gebäude mit einer Länge von
max. 20 m und in dem WA-Teilgebiet TG 5 Gebäude mit einer maximalen Länge von 15 m. Ansonsten gilt die
offene Bauweise.

3.2 Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind in dem WA-Teilgebiet TG 5 Nebenanlagen im Sinne
von § 14 Abs. 1 BauNVO außerhalb der Baugrenze unzulässig.

3.3 Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO sind in dem WA-Teilgebiet TG 5 Stellplätze und Garagen
außerhalb der Baugrenze unzulässig.

4.0 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

4.1 Innerhalb der als Maßnahmefläche gekennzeichneten Fläche sind nach Rückbau
noch vorhandener Versiegelungen heimische, standortgerechte Bäume und
Sträucher mit dem Ziel zu pflanzen, einen Auwald zu entwickeln. Das Verhältnis
zwischen Baum- und Strauchpflanzungen beträgt 1 : 3, die Pflanzqualität Heister, 2x
verpflanzt, Höhe mind. 100 – 150 cm (Bäume) bzw. 2x verpflanzter Strauch, Höhe 60
– 100 cm (Sträucher). Die Pflanzung erfolgt in einem Raster von 1,5 x 2,0 m.

4.2 Zuordnungsfestsetzung:
Den Wohnbauflächen und der Sondergebietsfläche, auf denen Eingriffe zulässig werden,
sowie den Straßenverkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer
Zweckbindung sind auf folgenden Flurstücken Ausgleichsmaßnahmen zugeordnet:

Maßnahmefläche 1: Kolkturmring
Gemarkung Lettin, Flur 4, Teile der Flurstücke: 106/20; 106/19; 106/18; 106/17; 106/16;
106/15; 106/14; 106/13;
Abbruch und Entsiegelungsmaßnahmen, Mutterbodenauftrag und Anpflanzung von
heimischen, standortgerechten Laubgehölzen zur Entwicklung eines Gebüsches auf
einer Fläche von 1990 m². Die Anpflanzungen haben im Pflanzenverband von 2,0 m x 1,0 m
zu erfolgen.

§ 9 Abs. 5 BauGB

2. Kennzeichnungen § 9 Abs. 5 BauGB

nach § 76 Wasserhaushaltsgesetz

§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGBFlächen für den Gemeinbedarf

Flächen für den Gemeinbedarf § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Einrichtung und Anlagen zur Versorgung,

Kirche

GM

Kartengrundlage Stadtgrundkarte mit Angaben des Liegenschaftskatasters

Stadt Halle (Saale)

Fachbereich Planen, Abteilung Stadtvermessung

An der Hildebrandschen Mühle"

AbwasserAW

FernwärmeFW

MischwasserMW

RegenwasserRW

§ 22 Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
geschütztes Biotop nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz /

Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen
i.S. § 2 Abs. 2 Nr. 1
Landes Sachsen-Anhalt

Landes Sachsen-Anhalt

FE

TG 6

siehe textliche Festsetzungen 6.1 und 6.2

FE

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Grünflächen

ö
p

öffentlich

privat


